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1. Massenproteste in Frankreich gegen Rentenreform 2019



Deutliche Unterschiede in 
der EU in den sozialen 
Sicherheitssystemen

Durchschnittliches Renteneintrittsalter Frk:  58,9 Jahre – D: 61,1 Jahre
Gesetzliche Vorgaben: Frk 58-62 Jahre -- D: 67 Jahre



OECD-Studie (Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung)

OECD - 36 
Mitgliedstaaten.
Die Mitglieder 
gehören zu den 
Ländern mit 
hohem Pro-
Kopf-
Einkommen und 
gelten als 
entwickelte 
Länder.



2. Exkurs: »Bildungsplan Gemeinschaftskunde« 
Baden-Württemberg – Gymnasium« 



3. Wissenschaftliche Unterscheidung unterschiedlicher 
Sozialsysteme in Europa

Die international vergleichende Wohlfahrtsstaatsforschung

1. bezeichnet Deutschland als »konservativen Sozialstaat« (rheinischer 
Kapitalismus)

2. im Unterschied zum »liberalen« (angelsächsischen) und

3. »sozialdemokratischen« (skandinavischen) Wohlfahrtsstaatstyp 
(vgl. Esping-Andersen 1991)

»Im internationalen Vergleich zeichnet sich der dt. Sozialstaat durch die 
(1) starke Stellung der Verbände, (Prinzip der Subsidiarität/ Familien / 
Wohlfahrtsverbände Kirchen))
den (2) Vorrang erwerbsarbeitsbezogener Sozialversicherungssysteme 
und (3) die kollektiv-vertraglichen Regelungen des Arbeitsrechts als 
staatlich geschützter Sphäre verbandlicher Sozialgestaltung aus.«
(vgl. Andersen, Uwe/Wichard Woyke (Hg.): Handwörterbuch des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland.. 
Heidelberg: Springer, 2013.)



4. Das Sozialstaatsprinzip im Grundgesetz 
(»normativer Begriff«)

1. GG Art 20, Abs. 1: »Die Bundesrepublik Deutschland ist ein 
demokratischer und sozialer Bundesstaat.«

2. GG Art 1: »Die Würde des Menschen ist unantastbar.« (BVerfG: 
materielles Existenzminimum gesichert / erweiterter 
Sozialstaatsbegriff)

3. GG Art 72, Abs 2: »Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet«

4. GG Art 79, Abs 3: » (3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, 
durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, die 
grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung 
oder die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsätze 
berührt werden, ist unzulässig«. (Ewigkeitsartikel)             



Erweitertes Sozialstaatsprinzip im Grundgesetz 
(»normativer Begriff«)

1. GG Art3, Abs 2 und 3: »(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. 
Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin. 
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, 
seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines 
Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen 
benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner 
Behinderung benachteiligt werden.

2. GG Art 6: »Schutz von Ehe und Familie«

3. GG Art 9, Abs. 3: »Koalitionsfreiheit von Arbeitnehmern«

4. GG Art 14, Abs 1 - 3: » (1) Das Eigentum und das Erbrecht werden 
gewährleistet. (…) (2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll 
zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. (3) Eine Enteignung ist 
nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der 
Entschädigung regelt.



5. »Sozialpolitik« in der Bundesrepublik Deutschland

Die Garantie des Eigentums (GG Art 14) soll … 

(1) für eine effiziente Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und 
Dienstleistungen sorgen. (Wirtschaftssystem – allerdings keine Festlegung)

(2) Märkte produzieren aber auch eine Vielzahl sozialer Risiken und 
Problemlagen.

(3) Der Sozialstaat in D soll als kompensatorisches System zur Vermeidung von 
Armut, Not und gravierender sozialer Ungerechtigkeit beitragen: (Art 20)

(4) Traditionell sind die Aufgaben des Sozialstaats in Deutschland: Sicherung des 
Einkommensausfalls bei Krankheit, Invalidität, Alter (Rente) und 
Arbeitslosigkeit.

(5) In Deutschland ist dies als soziales Versicherungssystem seit Reichskanzler 
Bismarck (Regierungszeit: 1871-1890) entstanden: »Zuckerbrot und Peitsche: 
Sozialistengesetze«



a) »Sozialpolitik in der Bundesrepublik Deutschland«

Plakat der Reichsregierung kurz vor dem 
Ersten Weltkrieg

Fünf Pflichtversicherung für Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen / gilt nicht für Beamte und 
Selbstständige



»Ausbau sozialstaatlicher Leistungen«

Erweiterter Sozialstaatsbegriff:
- Lastenausgleich für Vertriebene
- Sicherung des Existenzminimums (BVerfG 

2010)
- Wohnungspolitik (sozialer Wohnungsbau)
- Familienpolitik (Kindergeld, Elterngeld 

usw.)
- Bildungspolitik (»Bildungsnotstand«, ab 

1967)
- Arbeitsmarktpolitik (ab 1966: 

keynesianische Intervention, Kurzarbeitergeld) 
- Steuerpolitik: z.B. »progressive 

Einkommensteuer«
Ziel: Integration der vom Markt 
ausgeschlossenen  Bevölkerung in 
Marktprozesse



b) »Ausbau des Sozialstaats in sozialliberalen 
Koalitionen (SPD/FDP): 1969-1980)«

- Bildungsreformen: Hochschulausbau und BAFÖG

- Ausbau Sozialleistungen, z.B. Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall, höhere Renten, Vermögensbildung in 
Arbeitnehmerhand, höheres Kindergeld 

- Neues Ehe- und Familienrecht, Gleichstellung der Frauen, 
Entkriminalisierung der Homosexualität

- Mehr demokratische Mitwirkung: Wahlrecht, 
betriebliche Mitbestimmung



»Sozialpolitik in der Bundesrepublik Deutschland«
- Zwischenergebnis -



c) »Sozialpolitik in der Bundesrepublik Deutschland«
(1) Große Herausforderung: Beitritt der neuen Bundesländer zur 
Bundesrepublik Deutschland



d) »Sozialpolitik in der Bundesrepublik Deutschland«
- Weitere Herausforderungen, insbesondere seit den 
1990er Jahren

- Globalisierungsprozesse: verschärfter internationaler 
Wettbewerb und Dominanz der internationalen 
Finanzmärkte / gestiegene Arbeitslosigkeit

- Finanzierungsprobleme öffentlicher Haushalte / 
Sparpolitik / hohe Kosten des Sozialstaats / Siegeszug 
des Neoliberalismus

- Demographischer Wandel (in Europa und den USA)

- Migrationsprozesse (in die EU: 4 Freiheiten des 
Binnenmarkts / Flüchtlingsströme (Kriege))



Antwort der rot-grünen Bundesregierungen (1998-2005) 
sowie der Merkel-Kabinette (seit 2005- ?):
»DIE AGENDA 2010« (erstmals: Gerhard Schröder, SPD, seit 2003)

Maßnahmen »Agenda 2010« u.a.:

- Hartz IV /Arbeitslosengeld II
- Neue Beschäftigungsformen: 

Mini-/Midijobs (prekäre 
Beschäftigung)

- Steuersenkungen für 
Unternehmen / 
Kapitalgesellschaften

- Infrastrukturförderung (z.B. 
Kinderbetreuung / Zuschüsse 
für Schulen)

- u.a.



6. Unterschiedliche Bewertung des Sozialstaats seit den  
»Agenda-Reformen« - Eine »Karikatour«

1: F. Wolf

2: G.Mester



Unterschiedliche Bewertung der »Agenda-Reformen« 

- Eine Karika-Tour

3: G.Mester



b) Der aktuelle Sozialstaat: Eine »Karikatour«

4: Schwalme

5: Mester



7. Unterschiedliche Bewertungen der »Agenda-Reformen«:
Bewertungskriterien – 2 Stimmen
(1) Herr Präsident!, (...) Wir müssen den Mut 
aufbringen, in unserem Land jetzt Veränderungen 
vorzunehmen, die notwendig sind, um wieder an 
die Spitze der wirtschaftlichen und der sozialen 
Entwicklung in Europa zu kommen. (...) 
Deutschland hat mit einer Wachstumsschwäche 
zu kämpfen, die auch strukturelle Ursachen hat. 
Die Lohnnebenkosten haben eine Höhe erreicht, 
die für die Arbeitnehmer zu einer kaum mehr 
tragbaren Belastung geworden ist und die auf der 
Arbeitgeberseite als Hindernis wirkt, mehr 
Beschäftigung zu schaffen. (....) Wir müssen die 
Rahmenbedingungen für mehr Wachstum und 
Beschäftigung verbessern. (...) Entweder wir 
modernisieren, und zwar als soziale 
Marktwirtschaft, oder wir werden modernisiert, 
und zwar von den ungebremsten Kräften des 
Marktes, die das Soziale beiseite drängen würden. 
(...) Die Struktur unserer Sozialsysteme ist seit 50 
Jahren praktisch unverändert geblieben. Der 
Umbau des Sozialstaates und seine Erneuerung 
sind unabweisbar geworden. Dabei geht es nicht 
darum, ihm den Todesstoß zu geben, sondern 
ausschließlich darum, die Substanz des 
Sozialstaats zu erhalten. Gerhard Schröder, 
Bundeskanzler, SPD 2003

(2) Gerhard Schröders »Agenda« flankierte 
das für die rot-grüne Regierungspolitik 
zentrale Gesetzgebungsverfahren zur 
Reform des Arbeitsmarktes. »Hartz IV« ist 
die berühmt-berüchtigte Chiffre für den bis 
heute mit Abstand tiefsten Einschnitt in das 
deutsche Sozialmodell. (…) 
Hartz IV führte zur Verschärfung der 
sozialen Schieflage im Land, zur 
Ausweitung der (Kinder-)Armut bis in die 
Mitte der Gesellschaft hinein und zur 
Verbreiterung des Niedriglohnbereichs. 
Christoph Butterwegge, Professor, Politologe, 
Armutsforscher zur Agenda 2010

Ziel: »Aktivierender bzw. investiver Sozialstaat«



7. Zwischenbilanz: 
Beurteilungskriterien /Multiperspektivität

Beurteilungskriterien,
z.B.:

- Effizienz
- Gerechtigkeit
- Nachhaltigkeit
- (Soziale, politische

und ökonomische)
Stabilität

- u.a.

Agierende, z.B.:

- Unternehmen (Groß-/Kleinuntern.)

- Sozialversicherungspflichtige
Arbeitnehmer/-innen

- Prekäre Beschäftigte
- Arbeitslose / Hartz IV-

Empfänger/-innen
- Banken/Internationale

Finanzinstitute
- In Ausbildung Befindliche
- Rentner
- Beamte
--------------------------------------------
- Verbände (NGOs)
- Wähler/-innen



8. Aktuelle Herausforderung: 
»Digitalisierung der Arbeit /Arbeit 4.0«

1: Chistiane
Pfahlmann

2: Klaus 
Stuttmann



Industrie 4.0 – Arbeitsmarkt 4.=



9. Aktueller Stand der  Diskussion und 
Reformvorschläge:
Sozialstaatsleistungen  in D auf dem Prüfstand
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Aktuelle Sozialstaatsleistungen 
in D auf dem Prüfstand



OECD-Befragung: Prioritäten der Bevölkerung
in der OECD und in Deutschland



a) Lösungsansatz 1: »Renteneintrittsalter erhöhen«

9. Die Zukunftsfähigkeit des 
Sozialstaatsmodells



Lösungsansatz 1: »Renteneintrittsalter erhöhen«

Die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaatsmodells



b) Lösungsansatz 2: »Bedingungsloses Grundeinkommen«

Die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaatsmodells

Wie hoch sollte das bedingungslose Grundeinkommen sein?

Götz Werner: 600.--1.500.- Euro - / Thomas Straubhaar: um 1.000.- Euro



Lösungsansatz 2: »Bedingungsloses Grundeinkommen«

Die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaatsmodells



Lösungsansatz 2: »Bedingungsloses Grundeinkommen«

Die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaatsmodells



Lösungsansatz 2: »Bedingungsloses Grundeinkommen«

Die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaatsmodells

Vgl. www.deutschland.de



c) Lösungsansatz 3: »Solidarisches Grundeinkommen«

Die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaatsmodells

»Wenn Berlins Regierungschef Müller, SPD, ein Recht auf Arbeit verspricht, 
dann geht es [...] um gut vier Millionen erwerbsfähige Hartz-IV-
Empfänger. Diese sollen nun Parks pflegen, Hausaufgabenbetreuung 
übernehmen oder Senioren zum Arzt oder beim Einkaufen begleiten -
bezahlt vom Steuerzahler. (…) Die Forschung hat längst belegt, dass der 
Job als Parkpfleger oder Schulhausmeister für das Gros der Hartz-IV-
Empfänger eben kein Sprungbrett, sondern eine Sackgasse ist. Wer im 
sozialen Arbeitsmarkt gefangen ist, für den wird die staatliche 
Transferleistung zur Dauerlösung - nur dass sie dann statt Hartz IV 
»Grundeinkommen« heißt. Ziel muss aber sein, Arbeitslose in den ersten 
Arbeitsmarkt zu bringen, sie vom Tropf des Staates zu lösen und damit 
auch die Steuerzahler zu entlasten.« 

I Frank Specht in: Handelsblatt 29.3.2018, S. 18 I

Das Konzept sieht vor, dass der Staat Arbeitslosen, die wenig Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt haben, eine gemeinnützige Arbeit (z.B. Pflege 
von öffentlichen Anlagen, ehrenamtliche Tätigkeiten in Vereinen) auf 
Mindestlohnniveau anbietet. Wenn das Angebot des Staates 
angenommen wird, werden weiterhin auch die niedrigen 
Sozialleistungen bezahlt. Das solidarische Grundeinkommen soll mit 
Steuermitteln finanziert werden.



d) Lösungsansatz 4: »Umverteilung: Orientierung der 
Sozialstaatsabgaben am Produktivitätsfortschritt«

Die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaatsmodells



Lösungsansatz 4: »Umverteilung: Orientierung der 
Sozialstaatsabgaben am Produktivitätsfortschritt«

Die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaatsmodells

Zur aktuellen Diskussion:
- Vermögensteuer
- Erbschaftssteuer
- Einkommensteuer (Erhöhung 

Spitzensteuersatz)
- Grundrente (nach 33 

Beitragsjahren)



e) Lösungsansatz 5: »Investitionen in Bildung«

Die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaatsmodells

Diskussion: 
- Welches Bildungssystem in den 16 
Bundesländern ist beispielhaft?
- Müssen es 16 unterschiedliche 
Bildungssysteme sein? 



9. Die Zukunftsfähigkeit des Sozialstaats und der Disput 
um den »Effektivitäts- und Gerechtigkeitsbegriff«



10. Fazit: »Partizipation der Bevölkerung in einer 
Demokratie durch sozialstaatliche Strukturen« 
(Demokratiebildung)

Was ist? Analyse: 
- Unterschiedliche Partizipation in Deutschland je nach sozialem Status. 
- Je weniger integriert, desto geringer die Partizipation in der Demokratie.

Was ist möglich ? Optionen 
- Aspekte:  Wahlrechtsreform / Transparenz ses Lobbyismus / direkte Demokratie
- Optionen: Förderung …. materieller Voraussetzungen (Einkommen, Vermögen) / 

… der Bildung  (formale Bildung / Schul- und Ausbildungssystem)
…. des Zugangs zu und Einfluss auf Medien
…  u.a. 

Was soll sein ? (Kriteriengeleitetes Urteil / Bewertungskriterien)
- Teilhabe / Partizipation am politischen Entscheidungsprozess jenseits von 

Einkommen, Vermögen, Geburt und Beziehungen (Kriterium Gerechtigkeit)
- Chancengleichheitsföderung und Freiheitssicherung (Kriterium Nachhaltigkeit 

und Effektivität)
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